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Zusammenfassung 

Mit dieser Mitteilung wird dem Rat der Wortlaut 
eines neuen Abkommens zwischen der EWG und 
dem Hilfswerk der Vereinten Nationen für die Palä- 
stinaflüchtlinge (UNWRA) vorgelegt, das im An- 
schluß an die von der Kommission auf Grund des 
Mandats des Rates geführten Verhandlungen erstellt 
worden ist. (Ratsbeschluß vom 25. September 1975). 
Diese Mitteilung umfaßt: 

1. Begründung 

2. Beschluß des Rates über den Abschluß des Ab- 
kommens 


3. Wortlaut des Abkommens 

4. Verordnung des Rates über die Lieferung von 
Zucker an UNRWA. 

Die Kommission übermittelt dem Rat außerdem den 
Wortlaut eines Briefwechsels zwischen der EWG 
und der UNRWA zur Änderung des Wortlauts des 
ersten Abkommens aufgrund des Beschlusses, der 
UNRWA eine Geldspende anstatt gewisser 1975 
fälliger Zuckerlieferungen zu leisten (Ratsbeschluß 
vom 6. Oktober 1975). 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 1. April 1976 ~ 14 - 680 70 - E - Pa 3/76: 

Diese Mitteilung ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 18. März 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der genannten 
Kommissionsmitteilung ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Beschluß des Rates vom . . . über den Abschluß eines Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Hilfswerk der Vereinten Nationen 
für die Paiästinaflüchtlinge (UNWRA) über Hiifsmaßnahmen für Flüchtiinge 
in den Nachbarländern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf ■ 
die Artikel 113, 114 und 228, 

auf Empfehlung der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: ' 

Die Gemeinschaft wünscht, ihr Flilfsprogramm für 
die Palästinaflüchtlinge in den Nahostländern fortzu- i 
setzen. 

Das am 18. Dezember 1972 mit dem Hilfswerk der 
Vereinten Nationen für die Palästinaflüchtlinge 
(UNWRA) geschlossene Abkommen über Nahrungs- 
mittelhilfe für diese Flüchtlinge ist am 30. Juni 1975 
abgelaufen. 

Damit die Hilfe der Gemeinschaft fortgesetzt sowie j 
umfassend und kontinuierlich gewährt werden I 
kann, sollte mit der UNWRA ein neues Abkommen | 
geschlossen werden. 

BESCHLIESST: 


Artikel 1 

Das Abkommen zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und dem Hilfswerk der Verein- 
ten Nationen für die Palästinaflüchtlinge über Nah- 
rungsmittelhilfe für die Palästinaflüchtlinge in den 
Nahostländern, dessen Wortlaut diesem Beschluß 
beigefügt ist, wird im Namen der Gemeinschaft 
geschlossen. 


Artikel 2 

Das Einverständnis der Gemeinschaft gemäß Arti- 
kel V des Abkommens ist von der Kommission zu 
erteilen. 


Artikel 3 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die zur 
Unterzeichnung des Abkommens befugten Personen 
zu bestellen und ihnen die Vollmachten zu übertra- 
gen, die erforderlich sind, um für die Gemeinschaft 
verbindlich zu handeln. 
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Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Hilfswerk 
der Vereinten Nationen für die Paiästinafiüchtlinge über Hiifsmaßnahmen für Flüchtlinge 
in den Nahostländern 


Artikel I 

Um ihre Unterstützung der Palästinaflüchtlinge in 
den Nahostländern aufgrund des Abkommens vom 
18. Dezember 1972 fortzusetzen, leistet die Euro- 
päische Wirtschaftsgemeinschaft, nachstehend „die 
Gemeinschaft" genannt, dem Hilfswerk der Verein- 
ten Nationen für die Palästinaflüchtlinge, nachste- 
hend „die UNWRA" genannt, die zur vollständigen 
Durchführung des UNWRA Nahrungsmittelunter- 
stützungsprogramms erforderlichen Nahrungsmittel- 
und Geldspenden sowie Spenden für das UNWRA- 
Grundrationenprogramm. 


Nahrungsmittelunterstützungsprogramm 

Artikel II 

Die Gemeinschaft liefert der UNWRA als Spende 
Weizenmehl, geschälten Reis, Magermilchpulver 
und Weißzucker zur Verwendung im Rahmen des 
Nahrungsmittelunterstützungsprogramms. Die für 
den ersten in diesem Abkommen genannten Anwen- 
dungszeitraum zu liefernden Mengen sind in Ab- 
satz 1 des Anhangs angegeben, der Bestandteil die- 
ses Abkommens ist. 

Artikel III 

1. Die Gemeinschaft leistet der UNWRA eine Geld- 
spende zur Verwendung im Rahmen des Nah- 
rungsmittelunterstützungsprogramms. Der für 
den ersten in diesem Abkommen genannten An- 
wendungszeitraum zu leistende Betrag ist in 
Absatz 2 des Anhangs angegeben. Die Spende 
kann in mehreren Raten gezahlt werden. 

2. Ein Teil 'dieser Spende ist für den Ankauf be- 
stimmter, in Absatz 3 des Anhangs genannter 
Mengen Nahrungsmittel auf dem Markt der Ge- 
meinschaft im Wege der öffentlichen Ausschrei- 
bung zu verwendet. 


Grundrationenprogramm 

Artikel IV 

1. Die Gemeinschaft liefert der UNWRA als Spende 
6000 Tonnen Weißzucker für den ersten in die- 
sem Abkommen genannten Anwendungszeit- 
raum zur Verwendung im Rahmen des Grund- 
rationenprogramms. 

2. Die Gemeinschaft leistet der UNWRA je Tonne 
Zucker, die gemäß Absatz 1 dieses Artikels gelie- 
fert wird, einen Beitrag von 18,50 Rechnungsein- 
heiten zur Deckung der Kosten für die Beförde- 
rung im Inland und die Verteilung. 


Beförderung und Verteilung 

' A r t i k e 1 V 

I Die Lieferungen erfolgen bis Entladehafen. Die Ein- 
I zelheiten sowie die Qualitätsmerkmale und Verpak- 
kungsbedingungen werden in späteren Abkommen 
! zwischen den beiden Parteien festgelegt. 

Artikel VI 

Die UNWRA verpflichtet sich, alle erforderlichen 
Maßnahmen für die Beförderung der Erzeugnisse 
von den Entladehäfen zu den Bestimmungsorten zu 
I treffen und die Erzeugnisse in der von ihr für erfor- 
j derlich erachteten Höhe zu versichern. Bei Verlust 
, der Erzeugnisse, ausgenommen Verluste infolge von 
' Kriegshandlungen oder Verluste, die nicht versichert 
! werden konnten, leistet die UNWRA Ersatz in Höhe 
der Spende der Gemeinschaft. 

Artikel Vll 

I Die UNWRA verpflichtet sich, die Erzeugnisse an 
j die von ihren Programmen erfaßten Flüchtlinge un- 
I entgeltlich und zum persönlichen Verzehr zu vertei- 
; len. 


Berichterstattung und Information 

Artikel Vlll 

Die UNWRA verpflichtet sich, alljährlich zum 
1. März und 1. September Berichte über die Durch- 
führung der von diesem Abkommen erfaßten Pro- 
gramme vorzulegen. Die Berichte enthalten insbe- 
sondere Angaben über die Verteilung der Erzeug- 
' nisse, Zahl der Empfänger, verteilte Mengen, Ver- 
teilungsstellen und Art der Verteilung und über die 
I Verwendung der Geldspenden zugunsten des Nah- 
: rungsmittelunterstützungsprogramms. 

Artikel IX 

Die UNWRA unternimmt alle angemessenen Schrit- 
te, um die begünstigte Bevölkerung und die Behör- 
den der Gastländer über die Spenden der Gemein- 
I Schaft für die UNWRA-Programme zu unterrichten. 


Allgemeine Bestimmungen 

Artikel X 

Dieses Abkommen gilt für den Zeitraum vom 1. Juli 
1975 bis zum 31. Dezember 1976. Es kann durch 
Vereinbarung zwischen den beiden Parteien mit 
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oder ohne Änderung für weitere Zeiträume bis zum 
30. Juni 1978 oder bis zum Ablauf des UNWRA- 
Mandats verlängert werden, je nachdem, welcher 
Termin später liegt. 

Artikel XI 

Auf Antrag einer der Parteien finden zwischen der 
UNWRA und der Gemeinschaft Konsultationen über 


alle die Anwendung dieses Abkommens betreffen- 
den Fragen statt. 

Artikel XII 

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften abgefaßt, 
jede in dänischer, deutscher, englischer, französi- 
scher, niederländischer und italienischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Anhang 


Nahrungsmittelunterstützungsprogramm 

Erster Anwendungszeitraum des Abkommens (1. Juli 1975 bis 31. Dezember 1976) 

1. Nahrungsmittelspenden 

Weizenmehl: 3675 t 

(Gegenwert: 5104 t Weizen) 

Geschälter Rundkornreis: 256 t 

(Gegenwert: 330 t Rohreis) 

Magermilchpulver: 2400 t 
Weißzucker: 153 t 

2. Geldspenden 


Für den Zeitraum 1. Juli 1975 bis 30. Juni 1976 2 681 000 RE 

Für den Zeitraum 1. Juli 1976 bis 31. Dezember 1976 1 531 000 RE 

Insgesamt 4 212 000 RE 


3. Auf dem Markt der Gemeinschaft zu kaufende Nahrungsmittel 

Tomatenmark 42 t 

Corned beef 520 t 
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Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates vom . . . 1976 über die Lieferung von Zucker 

an die UNWRA im Rahmen der Nahrungsmittelhiife auf Grund des Abkommens vom . . . 1976 

mit diesem Hiifswerk 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das am . . . 1976 geschlossene Abkommen zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
dem Hilfswerk der Vereinten Nationen für die Palä- 
stinaflüchtlinge (UNWRA) über Hilfsmaßnahmen für 
Flüchtlinge in den Nahostländern - nachstehend 
Abkommen genannt - sieht die Lieferung einer jähr- 
lichen Menge von 6153 Tonnen Weißzucker durch 
die Gemeinschaft an die UNRWA vor. 

Auf Grund des Abkommens ist die Anpassung der 
für die Zuckerwirtschaftsjahre 1976/1977 und 1977/ 
1978 vorgesehenen Mengen zu regeln. 

Wegen der Notwendigkeit, die Regelmäßigkeit 
der Lieferungen zu gewährleisten, muß die Möglich- 
keit bestehen, den Weißzucker erforderlichenfalls 
auf dem Weltmarkt zu kaufen; 

Um einen tatsächlichen Nutzen der Hilfe zu ge- 
währleisten, muß die Gemeinschaft außer dem Preis 
des Zuckers die Beförderung bis zum Entladehafen 
als auch die Transportkosten bis zum Bestimmungs- 
ort und die Verteilungskosten übernehmen. 

Da die Lieferung zum günstigen Preis erfolgen 
muß, ist es erforderlich, dafür ein Ausschreibungs- 
verfahren vorzusehen. In Ausnahmefällen kann es 
jedoch zweckmäßig sein, aus Gründen der Eilbedürf- 
tigkeit auf andere Verfahren zurückzugreifen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Gemäß dem Abkomemn wird der UNWRA in der 
Gemeinschaft hergestellter und im freien Verkehr 
befindlicher Weißzucker als Nahrungsmittelhilfe 
in folgenden Mengen zur Verfügung gestellt: 

— 6153 Tonnen für das Zuckerwirtschaftsjahr 
1975/1976, 

— 6153 Tonnen für das Zuckerwirtschaftsjahr 
1976/1977, 

— 6153 Tonnen für das Zuckerwirtschaftsjahr 
1977/1978, 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . 
vom . . . 1976, S. . . , 


Sollten die für die Zuckerwirtschaftsjahre 1976/ 
1977 und 1977/1978 vorgesehenen Mengen jedoch 
gemäß Artikel 10 des Abkommens um 500 Ton- 
nen oder weniger geändert werden, so ändern 
sich die im zweiten und dritten Gedankenstrich 
genannten Zahlen entsprechend. 

2. Falls der Weißzucker auf dem Gemeinschafts- 
markt nicht zu normalen Bedingungen verfügbar 
sein sollte, kann er durch Kauf auf dem Welt- 
markt beschafft werden. 

3. Die Bereitstellung der Ware bis Entladehafen er- 
folgt nach dem Ausschreibungsverfahren. In Aus- 
nahmefällen darf auf andere Verfahren zurück- 
gegriffen werden. 

4. Die Ausschreibungsbedingungen sowie die weite- 
ren Einzelheiten für die Anwendung dieses Arti- 
kels werden nach dem Verfahren des Artikels 36 
der Verordnung (EWG) Nr. 3330/74 des Rates 
vom 19. Dezember 1974 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 3058/75 2), ge- 
regelt. 

Artikel 2 

Zur Durchführung des Artikels 1 werden von der 
Gemeinschaft finanziert: 

— der Wert des Zuckers Lieferung Entladehafen, 

— zu den in Artikel IV des Abkommens vorgese- 
henen Bedingungen die Beförderungskosten bis 
zum Bestimmungsort und die Verteilungskosten. 

A r t i k el 3 

Für die Ausgaben nach Artikel 2 zweiter Gedanken- 
strich zahlt die Kommission an die UNWRA den in 
Artikel IV des Abkommens vorgesehenen Pauschal- 
betrag. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 359 
vom 31. Dezember 1974, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 306 
vom 26. November 1975, S. 3 
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Beschluß des Rates vom . . . über den Abschluß eines Abkommens zur Änderung des Abkommens 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Hilfswerk der Vereinten Nationen 
für die Palästinaflüchtlinge (UNWRA) vom 18. Dezember 1972 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 113, 114 und 228, 

auf Empfehlung der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 18. Dezember 1972 hat die Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft mit der UNWRA für einen Zeit- 
raum von drei Jahren ein Abkommen über Hilfs- 
maßnahmen für Flüchtlinge in den Nahostländern 
geschlossen. 

Die Gemeinschaft konnte auf Grund der Markt- 
lage der UNWRA nicht die gesamte Zuckermenge 
von 6000 Tonnen liefern, zu der sie auf Grund von 
Artikel II Abs. 1 des Abkommens verpflichtet war. 
Die UNWRA war daher gezwungen, 2000 Tonnen 
Zucker aus ihren eigenen Mitteln zu kaufen. Um 
ihren Verpflichtungen auf Grund des Abkommens 
nachzukommen, sollte die Gemeinschaft der UNWRA 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 304 
vom 31. Dezember 1972, S. 23 


den Betrag auf der Grundlage des Gemeinschafts- 
preises zuzüglich der Transportkosten erstatten. 

, Das Abkommen ist zu diesem Zweck wie folgt zu 
1 ändern — 

' BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Das Abkommen in Form eines Briefwechsels zwi- 
I sehen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
’ dem Hilfswerk der Vereinten Nationen für die Palä- 
stinaflüchtlinge (UNWRA) zur Änderung der Bei- 
träge, die in dem mit diesem Hilfswerk am 18. De- 
zember 1972 geschlossenen Abkommen vorgesehen 
sind, wird hiermit im Namen der Gemeinschaft ge- 
schlossen. Der Wortlaut des Briefwechsels ist diesem 
I Beschluß beigefügt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die zur 
Unterzeichnung des Abkommens befugten Personen 
zu bestellen und ihnen die Vollmachten zu übertra- 
i gen, die erforderlich sind, um für die Gemeinschaft 
I verbindlich zu handeln. 
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Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und dem Hilfswerk der Vereinten Nationen für die Palästinaflüchtlinge (UNWRA) zur Änderung 
des am 18. Dezember 1972 mit diesem Hilfswerk geschlossenen Abkommens 


1. Schreiben der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft 

Unter Bezugnahme auf das am 18. Dezember 1972 
geschlossene Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und dem Hilfswerk der 
Vereinten Nationen für die Palästinaflüchtlinge im 
Nahen Osten (UNWRA) über Hilfsmaßnahmen für 
Flüchtlinge in den Nahostländern, zuletzt geändert 
durch ein Abkommen in Form eines Briefwechsels 
vom 3. Oktober 1974 sowie unter Berücksichtigung 
der durch die Marktlage bedingten Schwierigkeiten 
für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, ihre 
Verpflichtung auf Grund von Artikel 2 Abs. 1 erster 
Gedankenstrich des Abkommens zur Lieferung von 
6000 Tonnen Weißzucker als Spende an die UNWRA 
für das Durchführungsjahr 1974/1975 zu erfüllen, 
habe ich die Ehre, Ihnen die Streichung der ausste- 
henden Menge von 2000 Tonnen und ihre Ersetzung 
durch eine Geldspende in Höhe von 748 000 Rech- 
nungseinheiten vorzuschlagen, die auf der Grund- 
lage von 374 Rechnungseinheiten pro Tonne frei 
Entladehafen berechnet ist. 

Ich darf Sie bitten, mir das Einverständnis der 
UNWRA mit dem Wortlaut dieses Schreibens zu 
bestätigen. 


2. Schreiben von UNWRA 

Ich bestätige den Empfang Ihres Schreibens vom . . . 
mit folgendem Wortlaut: 

„Unter Bezugnahme auf das am 18. Dezember 1972 
geschlossene Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und dem Hilfswerk der Ver- 
einten Nationen für die Palästinaflüchtlinge im 
Nahen Osten (UNWRA) über Hilfsmaßnahmen für 

I Flüchtlinge in den Nahostländern, zuletzt geändert 
durch ein Abkommen in Form eines Briefwechsels 
vom 3. Oktober 1974 sowie unter Berücksichtigung 
der durch die Marktlage bedingten Schwierigkeiten 
für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, ihre 
Verpflichtung auf Grund von Artikel 2 Abs. 1 erster 
Gedankenstrich des Abkommens zur Lieferung von 

, 6000 Tonnen Weißzucker als Spende an die UNWRA 

1 für das Durchführungsjahr 1974/1975 zu erfüllen, 
habe ich die Ehre, Ihnen die Streichung der ausste- 
henden Menge von 2000 Tonnen und ihre Ersetzung 
durch eine Geldspende in Höhe von 748 000 Rech- 
nungseinheiten vorzuschlagen, die auf der Grund- 
lage von 374 Rechnungseinheiten pro Tonne frei 
Entladehafen berechnet ist." 

: Für das Hilfswerk der Vereinten Nationen für die 
Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten. 
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Finanzieller Anhang 


A. Veranschlagung der Ausgaben 

1. Beiträge in natura 

Basisprogramm Mio RE 


Zucker 

6 000 t 


2,273 

Ergänzungsprogramm 

Getreide 

5 334 1 2) 

0,799 


Milch 

2 400 t 

1 773 


Zucker 

153 t 

37 

2,609 

Beiträge in bar 

Ergänzungsprogramm: 

3/75-6/76 

7/76-12/76 

2 681 

1 531 



9,094 


B. Belastung des Haushaltsplanes 


Produkt 

Tonnen 

Haushalts- 

jahr 

Posten 

Belastung 

Vorhandene 

Guthaben 

Getreide ®) 

3 623 

1975 

9 201 

0 540 

76 300 


1 811 

1976 

9 201 

0 259 

97 970 

Milch 

1 700 

1975 

9211 

1 319 

32 900 


700 

1976 

9211 

0 454 

36 350 

Zucker 

6 102 

1975 

9 221 

2 292 

2 300 


51 

1976 

9 221 

0018 

2 330 

Barmittel 

— 

1975 

Artikel 930 

1 190 

1 190 4) 



1976 

Artikel 930 

3 022 

3 175 





9 094 



1) Schätzungen auf der Grundlage der im Haushaltsplan angegebenen Preise (Binnenpreise, nach Abzug der Rück- 
erstattungen), zuzüglich die Bereitstellung FOB und der Seetransport (bei den 6000 t Zucker außerdem der 
Beitrag von 18,50 RE/t für die Kosten des Binnen-Transportes und der Verteilung. 

2) Es handelt sich hier um das Äquivalent in Form von Getreide der 3675 t Weizenmehl und der 256 t gebleichten 
Reis. 

3) Die Lieferungen von Getreide und Milch sind bereits vorgesehen in den allgemeinen Programmen der Nah- 
rungsmittelhilfe. 

4) übertragen vom Kapitel 98 (Gedankenstrich 15); Ratsentscheidung vom 6. Juni 1975. 
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Begründung 


I. Neues Abkommen 

1. Am 25. September 1975 beschloß der Rat die 
Erneuerung des Abkommens mit dem Hilfswerk 
der Vereinten Nationen für die Palästinaflücht- 
linge (UNRWA) und ermächtigte die Kommis- 
sion, entsprechende Verhandlungen zu eröffnen, 
über den Wortlaut des neuen, in der Anlage 
beigefügten Abkommens wurde mit der 
UNRWA inzwischen Einigung erzielt. 

Das neue Abkommen folgt den Grundlinien der 
Mitteilung der Kommission an den Rat vom 
4. Juli 1975 und entspricht im allgemeinen dem 
ersten Abkommen, das am 18. Dezember 1972 
geschlossen worden ist und am 30. Juni 1975 
auslief ^). Es weist jedoch gewisse Unterschiede 
auf, die nachstehend erläutert werden. 

Die EWG verpflichtet sich im Rahmen des 
Abkommens zu folgenden Lieferungen an die 
UNWRA: 

a) Nahrungsmittellieferungen (Mehl, Reis, 
Milchpulver und Zucker) sowie Geldspen- 
den, die zur Deckung der Aktionen im Rah- 
men des UNWRA-Unterstützungsprogramms 
erforderlich sind; 

b) Zuckerlieferungen für das UNWRA-Grund- 
rationenprogramm sowie Geldspenden zur 
Deckung der Kosten für die Beförderung im 
Inland und die Verteilung. Zu berücksichti- 
gen ist, daß die EWG außerhalb des Ab- 
kommens weitere Lieferungen in Form von 
Mehl und Butteröl an das Grundrationen- 
programm leistet. Alle diese Lieferungen im 
Rahmen oder außerhalb des Abkommens 
sind Teil des jährlichen Nahrungsmittelhilfe- 
programms der Gemeinschaft. Dies gilt aller- 
dings nicht für die Zuckerlieferungen, die un- 
ter eine besondere, dieser Mitteilung bei- 
gefügte Ratsverordnung fallen (zu der das 
Parlament eine Stellungnahme abgeben muß). 

2. Das neue Abkommen würde zurückdatiert und 
würde ab 1. Juli 1975 unmittelbar im Anschluß 
an das abgelaufene Abkommen gelten. In Über- 
einstimmung mit dem Ermächtigungsbeschluß 
des Rates hat die Kommission jedoch bereits 
gewisse Lieferungen veranlaßt. 

3. Erster Anwendungszeitraum des neuen 
Abkommens 

Das erste Abkommen war ab Juli 1972 drei 
Jahre lang gültig. Seine ursprüngliche Geltungs- 
dauer betrug zwar nur ein Jahr, wurde jedoch 
später zweimal verlängert. Für das neue Ab- 
kommen wurden zunächst ähnliche Vereinba- 
rungen vorgeschlagen. In der Sitzung des Haus- 
haltsausschusses des Rates vom 15. /1 6. Septem- 


1) KOM (75) 345 endg.; R/1899/75 (COMER 177) 

2) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 304 
vom 31. Dezember 1972, S. 23 


ber 1975 wurde jedoch eine gewisse Kritik an 
diesen Vereinbarungen geübt, da sie nicht mit 
dem Haushaltsjahr der EWG übereinstimmten 
und zu beträchtlicher Verwirrung führten. In den 
anschließenden Diskussionen erklärte UNWRA 
sich damit einverstanden, dem neuen Abkom- 
men das Kalenderjahr zugrunde zu legen. 

Für das Abkommen wird daher ein erster An- 
wendungszeitraum von 18 Monaten anstatt 12 
Monaten vorgeschlagen, d. h. vom 1. Juli 1975 
bis 31. Dezember 1976. Anschließend könnte der 
Rat das Abkommen um weitere 12 Monate für 
das Jahr 1977 und entsprechend für weitere 
Jahre verlängern. 

4. Für den ersten Zeitraum würden daher folgende 
Beiträge geleistet: 

Unterstützungs- 
programm 7/75-6/76 7/76-12/76 Insgesamt 


Mehl 

2450 t 

1225 t 

3675 t 

Reis 

171 t 

85 t 

256 t 

Milchpulver 

1600 t 

800 t 

2400 t 

Zucker 

102 t 

51 t 

153 t 

Geldspende Mio RE 

2681 

1531 

4212 

Grundrationenprogramm 



Zucker 

6000 t 

0 

6000 t 


5. Zu bemerken ist, daß die UNWRA für das zwei- 
te Halbjahr 1976 keine weiteren Zuckerlieferun- 
gen beantragt, da in den letzten Monaten um- 
fangreiche Lieferungen aus der EWG angekom- 
men sind. Dies bedeutet für die Gemeinschaft 
1976 eine Ersparnis von rund 1,1 Mio RE, 
Außerdem sind die Geldspenden aus den weiter 
unten erläuterten Gründen etwas niedriger als 
ursprünglich vorausgeschätzt. 

6. Geltungsdauer des Abkommens 

Nach dem ursprünglichen Vorschlag sollte das 
zweite Abkommen wie das erste genau für drei 
Jahre gelten und am 30. Juni 1978 gleichzeitig 
mit dem Mandat der UNRWA ablaufen. Ange- 
sichts der vorstehend vorgeschlagenen Änderun- 
gen ist dieser Termin jedoch nicht sehr zweck- 
mäßig. Außerdem scheint keine ausgesproche- 
ne Notwendigkeit zu bestehen, einen festen 
festen Zeitraum für das gesamte Abkommen zu 
bestimmen, da es in jedem Fall jährlich vom 
Rat überprüft wird. Die Kommission schlägt 
daher vor, die Möglichkeit offenzulassen, daß 
das Abkommen über Juni 1978 hinaus verlän- 
gert wird, natürlich unter der Voraussetzung, 
daß das Mandat der UNRWA in der Zwischen- 
zeit ebenfalls verlängert wird. 

7. Finanzielle Zuwendungen 

Die EWG verpflichtet sich auf Grund des Ab- 
kommens, der UNWRA Geldspenden zur Ver- 
wendung im Rahmen des Unterstützungspro- 
gramms zu leisten, um den Ankauf bestimmter 
Nahrungsmittel in Europa sowie weiterer Nah- 
rungsmittel im Lande selbst und die Verwal- 
tungs- und Verteilungskosten des Programms 
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zu decken. Den größten Teil dieses letztgenann- 
ten Punktes stellen Personalkosten dar. In den 
Besprechungen auf verschiedenen Ebenen im Rat 
im September 1975 wurde die Auffassung ver- 
treten, daß diese Personalkosten möglicherweise 
übermäßig hoch seien, und die Kommisison 
wurde aufgefordert, mit der UNRWA über Me- 
thoden zur Verringerung dieser Kosten zu ver- 
handeln. 

8. Als Ergebnis dieser Gespräche mit der UNRWA 
wird vorgeschlagen, die Personalkosten um 
6 V. H. zu verringern. Dies entspricht den von 
der UNRWA beabsichtigten Einsparungen im 


Personalbereich. 

Bild: 

Damit ergibt 

sich folgendes 

Zeitraum 

Ursprünglicher 
Vorschlag 
Mio RE 

Revidierter 
Vorschlag 
Mio RE 

7/75-12/75 

1190 

2681 

1/76- 6/76 

1587 


7/76-12/76 

1588 

1531 


4365 

4212 


Die ursprünglichen Vorschläge entsprechen den 
Mittelansätzen in den Haushaltsplänen für 1975 
und 1976. 


9. Nach dem Wunsch des Haushaltsausschusses 
werden die Geldbeträge im zweiten Abkommen 
in Rechnungseinheiten wie im ersten Abkom- 
men und nicht in Dollar ausgedrückt. Zugrunde 
gelegt wurde der IWF-Umrechnungssatz von 
1 RE = 1,206349 $. 

1 0 . Zucke rverordnung 

Dieser Mitteilung ist der Entwurf einer Ratsver- 
ordnung über die Lieferung von 6152 Tonnen 
Weißzucker an die UNRWA in jedem der drei 


Wirtschaftsjahre 1975/1976, 1976/1977 und 1977/ 
1978 beigefügt, zu der das Parlament Stellung 
nehmen muß. Es handelt sich dabei im wesent- 
lichen um die gleiche Verordnung, die für das 
erste Abkommen gilt und vom Rat am 17. April 
1973 erlassen worden ist^). 

1 1 . Schlußfolgerung 

Die Kommission schlägt daher dem Rat vor; 

— den Abschluß des beigefügten Abkommens 
mit der UNWRA zu beschließen; 

~ die beigefügte Verordnung über die Liefe- 
rung von Zucker an die UNWRA im Rahmen 
der Nahrungsmittelhilfe zu erlassen. 


II. Änderung des ersten Abkommens 

1. Am 6. Oktober 1975 beschloß der Rat, der 
UNWRA den Gegenw^ert von 2000 Tonnen Zuk- 
ker zu zahlen, die als Teil der für das dritte Jahr 
des ersten Abkommens fälligen 6000 Tonnen zu 
liefern waren, die aber auf Grund der Marktlage 
von der Kommission nicht geliefert werden konn- 
ten. 

2. Diese Zahlung ist inzwischen geleistet worden, 
und die UNWRA hat den Zucker gekauft und 
verteilt (die übrigen 4000 Tonnen wurden auf 
dem üblichen Wege geliefert). 

3. Die Kommission schlägt dem Rat vor, zur Klar- 
stellung der Lage den beigefügten Briefwechsel 
mit der UNWRA, durch den der Wortlaut des 
ersten Abkommens geändert wird, zu beschlie- 
ßen. 

^9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 105 
vom 20. April 1973, S. 1 
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